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Richtervolksbegehren kommt!
„Damit Becksteins fauler Trick nicht gelingt“ zieht das Aktionsbündnis
„Macht braucht Kontrolle“ das Volksbegehren für größere Unabhän-
gigkeit der Fachrichter zurück —  Nur das Volksbegehren „Macht
braucht Kontrolle: Für ein unabhängiges Verfassungsgericht in Bay-
ern“ findet statt: Eintragungsfrist vom 9. bis 22. Mai!
München. – Das Aktionsbündnis „Macht
braucht Kontrolle“ wird im Mai nur das
Volksbegehren „Für ein unabhängiges Ver-
fassungsgericht in Bayern“ durchfüh-
ren.

Das zweite Volksbegehren für eine grö-
ßere Unabhängigkeit aller übrigen Richter
zogen die Initiatoren noch Ende März zu-
rück, weil für zwei Kraftakte binnen vier
Wochen die organisatorischen und finan-
ziellen Mittel fehlen. Das Aktionsbündnis
schickt den Gemeindeverwaltungen nur die
Unterschriftenlisten zum Volksbegehren
„Macht braucht Kontrolle: Für ein unab-
hängiges Verfassungsgericht in Bayern“ zu,
das vom 9. bis 22. Mai stattfindet.

„Innenminister Günther Beckstein will
durch die schikanöse Trennung der Ein-
tragungsfristen beide Volksbegehren kaputt
machen“, erklärte in München der Vertrau-
ensmann der Volksbegehren, Andreas
Meisterernst. „Nur wenn wir uns auf ein
Volksbegehren konzentrieren, haben wir
Erfolg. Becksteins fauler Trick darf nicht
gelingen. Wir wollen jetzt den Machtmiss-
brauch einer Partei bei der Besetzung des
Verfassungsgerichts stoppen. Besser ein
Volksbegehren gewinnen als zweimal ba-
den gehen“, sagte Meisterernst. Durch die

Trennung der Eintragungsfristen müssten
die Bürger binnen vier Wochen zweimal
zum Eintragen ins Rathaus gehen. Die
Kosten für die Kommunen und das Ak-
tionsbündnis würden sich fast verdoppeln.
Den Gemeinden hätte die Trennung der
Fristen mehrere Millionen Mark gekostet.

Zur Einführung eines Richterwahlaus-
schusses für die übrigen Gerichte, dem
Richter, Rechtsanwälte und Landtagsabge-
ordnete angehören, wird es möglicherwei-
se später ein neues Volksbegehren geben.
Das Grundgesetz sieht in Artikel 98, Ab-
satz 4, einen Richterwahlausschuss vor. In
Bayern entscheidet allein die Staatsregie-
rung über Anstellungen und Beförderun-
gen. Die Präsidentenämter der Fachgerichte
vergibt das Kabinett, alle übrigen Posten
die jeweiligen Fachminister.

Das Aktionsbündis hatte am 6. Dezem-
ber 26 000 Unterschriften für ein Volksbe-
gehren für eine größere Unabhängigkeit
aller Richter beim Innenministerium ab-
gegeben. Nach einer Klage des Ministeri-
ums splitteten die Münchner Verfassungs-
richter den Gesetzentwurf in zwei Teile auf.
Zusätzlich legte Beckstein – mit nachträg-
licher Billigung der höchsten Richter (sie-
he auch Kasten auf Seite 2) – die zwei-
wöchigen Eintragungsfristen kurz hinter-
einander statt zusammen. Die Unterstütz-
erlisten für „Macht braucht Kontrolle: Für
ein unabhängiges Verfassungsgericht in
Bayern“ sollten vom 9. bis 22. Mai und
für „Macht braucht Kontrolle: Für eine de-

weiter auf Seite zwei

(hk) Wie in anderen Orten, schaffte es Man-
nesmann mit verharmlosenden Worten
auch in Kinsau, dass ein Privatgrundstücks-
besitzer mit der Installation einer Mobil-
funkstation  einverstanden war. Der Sen-
der, der offensichtlich noch nicht in Be-
trieb ist, wurde Mitte März am südlichen
Ortsrand auf einem Hochspannungsmasten
montiert. Er befindet sich ca. 350 Meter
vom nächsten Wohngebiet.
Dieses Vorhaben stieß in der Kinsauer Be-
völkerung schnell auf Unbehagen, da die
biologisch bedenkliche Strahlung große
Teile von Kinsau erfasst und gerade im
angrenzenden Baugebiet viele junge Fami-
lien mit Kindern wohnen.
Neben rechtlichen Prüfungen wird von den
BürgerInnen möglicherweise auch eine
Gesundheitserhebung in Betracht gezogen.
Dadurch soll eine evtl. Veränderung des Ge-
sundheitszustandes festgehalten werden,
wofür der Schweizer Mediziner Braun von
Gladiß schon den Nachweis erbracht hat.
Da im Nahbereich auch Weideflächen sind,
wird auch an eine Erhebung über Verände-
rungen bei Tieren nachgedacht.
Wer in Kinsau daran interessiert ist, diesen
und zukünftige Mobilfunksender zu ver-
hindern – schließlich gibt es neben Man-
nesmann noch drei weitere Betreiber, die
Standorte suchen – kann sich bei Karin
Haseitl (08869-5142) melden.

Unscheinbar und trotzdem bedenklich

Mobilfunksender in Kinsau
Widerstand formiert sich

Grüner Strom – nich
t nur im

Frühling               au
f Seite 9

Spenden Sie!
Von den benötigten 300 000 DM fehlt
noch knapp die Hälfte.
Konto-Nr. 5817711158 bei der Bank für
Sozialwirtschaft, BLZ 370 205 00


